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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Ursula Fischer und der Gruppe 
der PDS/ Linke Liste 
— Drucksache 12/3722 — 


Der Stand der Repatriierungsprogramme für guatemaltekische Flüchtlinge 


Am 9. Oktober 1992 wurde zwischen den Vertretern der etwa 43 000 
guatemaltekischen Flüchtlinge in Mexiko und der guatemaltekischen 
Regierung ein Abkommen über die Rückkehr dieser Menschen nach 
Guatemala abgeschlossen. In diesem Abkommen haben die Comisiones 
Permanentes Minimalkonditionen für eine kollektive Rückkehr unter 
würdigen und sicheren Bedingungen aushandeln können. 

Die guatemaltekische Regierung hat auf dem Papier ebenfalls weit- 
gehende Zugeständnisse in Fragen der Landrückgabe bzw. Neuver- 
teüung gemacht. Die Umsetzung dieser Vereinbarungen ist allerdings 
noch nicht gesichert. Die Regierung versucht zum Beispiel, durch Druck 
auf das UNHCR (Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten 
Nationen) die kollektive Rückkehr in großen Gruppen zu unterlaufen. 
Das Verhalten des UNHCR, das bereits 1991 den Rahmenplan für das 
Rückkehrprogramm mit der Regierung Serrano unterzeichnet hat, stellt 
einen wichtigen Faktor im Repatriierungsprozeß dar. Schon in diesem 
Jahr soll eine Rückkehr von Flüchthngen aus Mexiko in größerem Maß- 
stab beginnen. Das UNHCR rechnet für 1992/93 mit 30 000 Heim- 
kehrern. 

1. Wie ist nach Kenntnis der Bundesregierung der derzeitige Stand 
der Repatriierungsprogramme für Guatemala? 


Die angestrebte Rückkehr der z. Z. etwa 45 000 guatemalte- 
kischen Flüchtlinge aus Mexiko ist ein wichtiges Element des 
Friedensprozesses in Guatemala. Das am 8. Oktober 1992 Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der guatemaltekischen Regie- 
rung und den Flüchtlingsvertretern ist ein konkreter Schritt zur 
Vorbereitung der Rückkehr. Die Implementierung des Abkom- 
mens stößt jedoch auf praktische Probleme. Der ursprünglich für 
den 13. Dezember 1992 geplante Beginn der Rückführung ist auf 
den 13. Januar 1993 verschoben worden. Zu diesem Zeitpunkt 
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sollen 828 Flüchtlingsfamilien (ca. 4 000 Personen) aus Mexiko 
nach Guatemala heimkehren. Eine befriedigende Lösung des 
Flüchtlingsproblems wird letztlich wohl erst nach Abschluß eines 
Friedensvertrags zwischen der Regierung und der Guerilla 
(URNG) möglich sein. 


2. Wo liegen nach Ansicht der Bundesregierung die hauptsächlichen 
Schwierigkeiten bei der Durchführung des von den Flüchtlingen 
erarbeiteten Rückkehrprogramms? 


Außer dem wichtigen politischen Aspekt des fehlenden Friedens- 
vertrags sind zahlreiche rechtliche und organisatorische Fragen 
zu lösen. Vor allem ist ein gerechter Ausgleich der widerstreiten- 
den Interessen der aus dem Ausland zurückkehrenden Flücht- 
linge, der im Inland Vertriebenen („desplazados'') und der derzei- 
tigen Landbesitzer zu erzielen. Die gemeinsame Rückkehr Tau- 
sender von Menschen wirft logistische Probleme auf. Die soziale 
Infrastruktur in den provisorisch eingerichteten Aufnahmelagern 
ist trotz aller Anstrengungen unzureichend. Die Frage der endgül- 
tigen Zielorte ist noch nicht abschließend geklärt. Andauernde 
Guerillaaktivitäten werfen Sicherheitsprobleme auf. Die ortsan- 
sässige Bevölkerung ist auf die Ankunft der Flüchtlinge psycholo- 
gisch noch nicht ausreichend eingestellt. 


3. In welcher Form unterstützt die Bundesregierung die Rückkehr 

guatemaltekischer Flüchtlinge in ihre Heimat? 

a) In welchem Umfang stehen Mittel zur Unterstützung der Rück- 
kehrprogramme zur Verfügung? 

b) Für welche konkreten Projekte werden sie eingesetzt? 

c) Wie ist der Stand der einzelnen Projekte? 

d) Über welche guatemaltekische Institutionen wird die Hilfe um- 
gesetzt? 

e) Wie groß ist der Anteil der Mittel, die über guatemaltekische 
Nichtregierungsorganisationen (NRO) umgesetzt wird? 

f) Welche deutschen Organisationen bzw. Institutionen beteiligen 
sich an den oben angeführten Projekten? 


Vorhaben zur Eingliederung von Flüchtlingen und Vertriebenen 
wurden bislang nicht in das Programm der bilateralen Entwick- 
lungszusammenarbeit mit Guatemala aufgenommen. 

Im Jahr 1990 hat die guatemaltekische Regierung zugesagt, daß 
sie einen Teil (etwa 5 Mio. Quetzales) der aus der Allgemeinen 
Warenlieferung entstehenden Gegenwertmittel für Flüchtlings- 
programme einsetzen wird. Diese Gegenwertmittel wurden der 
guatemaltekischen nationalen Flüchtlingskommission CEAR zur 
Verfügung gestellt. 

Die Bundesregierung unterstützt die guatemaltekischen Flücht- 
linge im Rahmen der einschlägigen Bemühungen der internatio- 
nalen Organisationen, insbesondere durch ihre allgemeinen Bei- 
träge an den UNHCR sowie durch einen Sonderbeitrag (Treu- 
handmittel) in Höhe von ca. 12 Mio. DM für ein Projekt des 
UNHCR im Süden von Mexiko (Quintana Roo) [siehe auch die 
Antwort der Bundesregierung vom 11. Februar 1992 auf die An- 
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frage des Abgeordneten Konrad Weiß (Berlin), Drucksache 
12/2099, Frage 9]. 


4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß das UNHCR beabsichtigt, 
bereits zum Ende dieses Jahres die Unterstützung für die guatemal- 
tekischen Flüchtlinge in Mexiko auslaufen zu lassen? 


Nach Kenntnis der Bundesregierung trifft es nicht zu, daß der 
UNHCR beabsichtigt, bereits zum Ende dieses Jahres die Unter- 
stützung für die guatemaltekischen Flüchtlinge in Mexiko auslau- 
fen zu lassen. Der Haushaltsentwurf des UNHCR für 1993 (Län- 
derprogramm Mexiko) sieht die Ausgaben in Höhe von 9,7 Mio. 
US-Dollar (1992: 9,3 Mio. US-Dollar) vor. Alle Projekte werden 
planmäßig weitergeführt. Eine Druckausübung auf die Flücht- 
linge findet nicht statt. 

Der UNHCR unterstützt die Heimkehrer, solange sie den Flücht- 
lingsstatus besitzen. Jeder Rückkehrer erhält einen Ausstattungs- 
betrag und eine Übergangsunterstützung. Die Unterstützung 
endet somit nicht zu einem bestimmten Datum, sondern ist vom 
jeweiligen Einzelfall abhängig. Der UNHCR handelt damit im 
Rahmen seines Auftrags. 


5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß durch eine vorzei- 
tige Einstellung der Hilfe für die Flüchtlinge in Mexiko ein unnöti- 
ger Druck erzeugt wird, die Rückkehr in die Heimat auch unter Um- 
ständen anzutreten, die nicht mit den mit der Regierung vereinbar- 
ten Bedingungen übereinstimmen? 


Siehe Antwort zu Frage 4. 


6. Welche Möglichkeiten der Einflußnahme auf das UNHCR sieht die 
Bundesregierung, um diesen Druck abzustellen? 


Siehe Antwort zu Frage 4. 


7. Was gedenkt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang zu 
unternehmen? 


Siehe Antwort zu Frage 4. 


8. Kann die Bundesregierung garantieren, daß die von ihr für Repatri- 
ierungszwecke zur Verfügung gestellten Mittel im Sinne der 
Flüchüinge eingesetzt werden? 


Die Bundesregierung nimmt alle ihr zu Gebote stehenden Kon- 
trollmöglichkeiten wahr. 
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9. In welcher Weise werden die Flüchtlinge bzw. ihre Vertreter an 
Entscheidungen über die Mittelverwendung einbezogen? 


Zwischen der nationalen Kommission CEAR und den Flüchtlings- 
vertretern (Comisiones Permanentes, CC.PP.) finden - unter Ein- 
beziehung der Vermittlungsinstanz (instancia mediadora) - regel- 
mäßig Treffen statt, bei denen auch die Mittelverwendung 
besprochen wird. 


10. Wie kontroUiert die Bundesregierung die Verwendung der von ihr 
zur Verfügung gestellten Mittel? 


Siehe Antwort zu Frage 8. 


11. An welche politischen Bedingungen knüpft die Bundesregierung 
die Mittelbereitstellung für Rückkehrmaßnahmen? 


Die Rückführung muß gdmäß den allgemeinen Grundregeln des 
Mandats des UNHCR und entsprechend den zwischen den 
CC.PP. und CEAR vereinbarten Bedingungen erfolgen. 


12. Wäre die Bundesregierung bereit, den Rückkehrprozeß durch von 
ihr entsandte Beobachter zu begleiten? 


Die Rückkehr wird durch die zuständigen internationalen 
Organisationen, insbesondere den UNHCR, abgewickelt und 
beobachtet. Der VN-Menschenrechtsbeauftragte Prof. Christian 
Tomuschat hat die Frage internationaler Beobachter kürzlich in 
Guatemala aufgeworfen und schlägt vor, außerdem einen VN- 
Delegierten als „internationalen Schiedsrichter'' zu entsenden. 
Die Bundesregierung wurde bisher nicht um Entsendung eigener 
Beobachter gebeten. 


13. In welchem Umfang erhält Guatemala 1992 Mittel im Rahmen 

a) der Finanziellen Zusammenarbeit, 

b) der Technischen Zusammenarbeit, 

c) der Demokratisierungshilfe, 

d) der Ausrüstungshilfe, 

e) der humanitären Hüfe, 

und für welche Projekte werden diese Mittel (Buchstaben a bis e 
bitte getrennt aufführen) eingesetzt? 


a) Für das Jahr 1992 erfolgt keine Bereitstellung von 
Mitteln der Finanziellen Zusammenarbeit (FZ). 

b) Für die Technische Zusammenarbeit werden 1992 
insgesamt 7 Mio. DM bereitgestellt. Diese Mittel wer- 
den für die Aufstockung der Vorhaben 

— Ausbau der dualen Berufsausbildung, 
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— Berufliche Bildung in Verbindung mit dem Institut 
Kerschensteiner, 

— Verbesserung des Hygienestandards in der 
Flei s chver arb eitung 

verwendet. 

c) und d) Im Rahmen der Demokratisierungshilfe und Ausstat- 
tungshilfe hat Guatemala 1992 keine Mittel erhalten. 

e) Aus Mitteln humanitärer Hilfe wurden 1992 50000 

DM für die medizinische Versorgung der Erdbeben- 
opfer in Pochuta aufgewendet. 


14. Welche Mittel sind im Zeitraum 1993 bis 1996 für die Bereiche 
(Buchstaben a bis e) eingeplant? 


a) Für 1993 ist keine Zusage von Mitteln der Finan- 

ziellen Zusammenarbeit vorgesehen. Planungen für 
die Jahre 1994 bis 1996 sind noch nicht erfolgt. 


b) Die Planung für 1993 sieht Mittel in Höhe von 8 Mio. 
DM für die Technische Zusammenarbeit vor. Planun- 
gen für die Jahre 1994 bis 1996 sind noch nicht 
erfolgt. 

c) und d) Für 1993 bis 1996 ist bisher weder eine Demokratisie- 

rungs- noch eine Ausstattungshilfe für Guatemala 
geplant. 

e) Vorausplanungen für humanitäre Hilfe sind infolge 

ihres Charakters als Soforthilfe in Notlagen nicht 
möglich. 


15, Welchem Zweck diente die Ende Oktober 1992 durchgeführte 
Reise einer BMZ-Delegation nach Guatemala? 


In der Zeit vom 19. bis 23. Oktober 1992 wurden in Guatemala- 
Stadt Regierungsgespräche über die Programmierung der bisher 
nicht umgesetzten Mittel der Finanziellen Zusammenarbeit und 
über die Verwendung der Neuzusagen der Technischen Zusam- 
menarbeit für 1992 geführt. 


16. Zu welchen Schlußfolgerungen ist diese Delegation in Auswertung 
der Reise gekommen? 


Zur Finanziellen Zusammenarbeit wird auf die Antwort zu 
Frage 17 verwiesen. Die im Rahmen der Technischen Zusammen- 
arbeit für 1992 zur Verfügung gestellten Mittel in Höhe von 7 Mio. 
DM werden vorrangig für die Aufstockung laufender Vorhaben 
verwendet, die der Unterstützung der armen Schichten der guate- 
maltekischen Bevölkerung dienen. In Zukunft werden die deut- 
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sehen Anstrengungen noch mehr darauf gerichtet sein, die Hilfe 
auf die bedürftigen Schichten Guatemalas zu konzentrieren, um 
einen Beitrag zur Überwindung des großen sozialen Gefälles zu 
leisten. 


17. Gibt es Vorstellungen, wie die bisher zugesagten und nicht abge- 
flossenen 128 Mio. DM für Guatemala eingesetzt werden sollen? 

Die Verwendung der noch nicht umgesetzten FZ-Mittel (Pipeline) 
in Höhe von 128 Mio. DM ist wie folgt vorgesehen: 

1. Ländliche Trinkwasser- und Sanitärprogramme II und III, 

2. Programm zur Erhaltung des Tropenwaldes, 

3. Sozialer Investitionsfonds, 

4. Straßenunterhaltungsprogramm, 

5. Bau und Ausstattung von Gesundheitsstationen, 

6. Umweltschutzprogramm (noch nicht präzisiert). 
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